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1 Hochschulreformen in der  Bundesrepubl ik  Deutschland
Vor dem Hintergrund des 1964 von Georg Picht1 ausgerufenen Bildungs-
notstands löste die Studentenbewegung von 1968 eine tief greifende Reform
des deutschen Hochschulsystems aus. Unter dem Motto der „Demokrati-
sierung“ mündete sie in die Gruppenuniversität. Während sich diese Reform
im Rampenlicht der Öffentlichkeit vollzog, wurden die  Veränderungen des
Hochschulsystems nach 1990 zuerst kaum wahrgenommen.2 Angesichts des
immer noch nicht bewältigten „Studentenbergs“ rückte das Ziel der Effi-
zenzsteigerung in den Vordergrund. Dadurch erhielten betriebswirtschaft-
liche Konzepte und Instrumente ein bis dahin nicht gekanntes Gewicht für
die Hochschulen. Neue Hochschulgesetze in den Bundesländern, die fast
im Wettbewerb entstanden und zum Teil nach wenigen Jahren erneut wei-
tergeführt wurden,3 schraubten die Macht der Gremien und der Gruppen
zurück. Ohne dass es zu großen Widerständen kam, wurden wichtige Ele-
mente aufgehoben. Inzwischen haben die Veränderungen ein Ausmaß er-
reicht, die es gerechtfertigt erscheinen lassen, sie als die zweite große Hoch-
schulreform der Bundesrepublik Deutschland zu bezeichnen. Da sich diese
über einen längeren Zeitraum hinweg vollzog, kann sie (symbolisch) mit
der Jahrtausendwende verknüpft und als effizienzorientierte Hochschulre-
form 2000 bezeichnet werden.
In  ihr  spielt  der  Übergang  auf  moderne  Steuerungsinstrumente  eine
zentrale  Rolle.  Wesentliche Gründe hierfür liegen in den in Abschnitt  2
skizzierten Problemen, denen sich das deutsche Hochschulsystem durch die
dramatische  Ausweitung  seiner  Studentenzahlen seit  1970  ausgesetzt  sah.
1 Picht 1964.
2 Vgl. Küpper 1997, Küpper 1998 a, Harnier u. a. 1998, S. 42.
3 Beispielsweise gab es in Bayern 1998 und 2006 jeweils ein neues Hochschulgesetz.
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Aufgrund dieser Probleme wurde  Effizienzsteigerung zu einem wichtigen
Ziel für die nach 1995 begonnene Hochschulreform. In ihr wird den Hoch-
schulen vom Staat deutlich mehr Autonomie eingeräumt. Damit gewinnt
deren  Steuerung ein  besonderes  Gewicht.  Man  benötigt  leistungsfähige
Steuerungsinstrumente auf  zwei Ebenen. Zum einen liegt sie in der Bezie-
hung zwischen den  Landesregierungen sowie zuständigen  Ministerien und
den  Hochschulen.  Für diese in Abschnitt  3  behandelte  Ebene ist  der ver-
mehrte Übergang auf Systeme zur Koordination und Steuerung dezentra-
ler Einheiten wie die outputbezogene Budgetierung und Zielvereinbarun-
gen  charakteristisch.  Die  andere  Ebene  betrifft  das  Verhältnis  zwischen
Hochschulleitungen, Fakultäten und den darunter liegenden Einheiten wie
Departments.  In Abschnitt  4  wird aufgezeigt,  durch welche Instrumente
die  Steuerungsprobleme innerhalb  der  Hochschulen besser  bewältigt  werden
können. Dabei wird deutlich, dass eine Anpassung dieser Instrumente an
die spezifischen Bedingungen und Ziele von Hochschulen notwendig ist.
Dies mündet in die im letzten Abschnitt 5 aufgestellte These, dass es nicht
um eine „Ökonomisierung“ oder „Amerikanisierung“ der Hochschulen ge-
hen kann. Vielmehr muss auf Grundlage der deutschen, mit dem Namen
Humboldt verbundenen Tradition ein angemessener Einsatz moderner Steue-
rungsinstrumente gefunden werden.
2 Auslöser  und Ziele  der  Hochschulreform 2000
2.1 Probleme des deutschen Hochschulsystems
Den Hintergrund für die im vergangenen Jahrzehnt vollzogene Hochschul-
reform bilden einerseits interne Mängel des Hochschulsystems, die mit den
Jahren immer deutlicher und bedrängender geworden sind. Zum anderen
sind es externe Faktoren, durch die neue Anforderungen an die Hochschulen
gestellt wurden. Zu Letzteren gehören insbesondere die durch die Wiederver-
einigung ausgelösten Aufgaben, die Hochschulen in den neuen Bundesländern
innerhalb kürzester Zeit wieder funktionsfähig zu machen und deren gesam-
tes System auf die veränderten Bedingungen auszurichten. Darüber hinaus
hat die vor allem durch den Zusammenbruch des Kommunismus und die
technologischen  Entwicklungen  vorangetriebene  Globalisierung  die  Hoch-
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schulen in viel  stärkerem Maße dem internationalen Wettbewerb ausge-
setzt.
Abbildung 1: Entwicklung der Studentenzahlen in Deutschland (Quelle: Statist. Bundesamt [Hg.]:
Bildung im Zahlenspiegel 2002; Statist. Bundesamt, Fachserie 11 R 4.3.1, 2003 und 2006/2007)
Diese erhöhten Anforderungen der Gesellschaft trafen auf ein Hochschul-
system mit gravierenden Mängeln. Es war und ist deutlich überlastet, weil –
wie von Georg Picht gefordert – die Studentenzahlen gemäß Abbildung 1
in zwei Jahrzehnten auf mehr als das Dreifache stiegen, die finanzielle Aus-
stattung der Hochschulen aber weit geringer war.4 Deshalb müssen insbe-
sondere die Universitäten in vielen Fächern wie der Betriebswirtschafts-
lehre (BWL) einen Massenbetrieb bewältigen. Obwohl in der Reform nach
4 Vgl. Kultusministerkonferenz (KMK) 2008, S. 149; so nahmen die Ausgaben der Hochschulen
für Lehre und Forschung ohne die Hochschulkliniken und die Fächergruppe Humanmedizin
zwischen 1980 und 1990 nominal um ca. 55 %, real um nicht ganz 20 % zu; vgl. Wissenschaftsrat
2002, S. 59.
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1968 das „Kleingruppenkonzept“ empfohlen wurde, hat man als Betriebs-
wirt im Grundstudium praktisch nichts anderes erlebt und weiß, welchen
Anspruch (insbesondere Anfänger-)Veranstaltungen mit bis  zu 1000 Hö-
rern im Hinblick auf die Vorlesung, die sie begleitenden Übungen und die
zu korrigierenden Klausuren mit sich bringen. Betroffen davon sind primär
die Universitäten, weil die Lenkung der Studentenströme in Deutschland
äußerst problematisch erfolgt, indem entsprechend Abbildung 2 nur circa
30 Prozent eines Jahrgangs auf die Fachhochschulen gehen. Es ist Indiz ei-
ner derartigen Fehllenkung, wenn man „eben“ zur Universität gehen muss,
weil  an  Berufsakademien (wie  in  Baden-Württemberg)  sowie  Fachhoch-
schulen ein strengerer NC (Numerus Clausus) herrscht und allein die Uni-
versitäten räumlich sowie personell  zur Bewältigung von Massen in der
Lage sind.
Abbildung 2: Verteilung von Studierenden auf Universitäten und Fachhochschulen in Deutsch-
land von 1990 bis  2000 (Quelle:  Bundesministerium für  Bildung und Forschung,  Grund-  und
Strukturdaten 2000/2001, S. 159 f.)
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Der zu bewältigenden Studentenzahlen versuchte man mit einem  Kapazi-
tätsrecht  und einer zentralen  Verteilung der Studierenden Herr  zu werden.
Verbunden mit einer zum Teil detailgenauen Steuerung durch die Landes-
ministerien sowie Landesparlamente wies das Gesamtsystem ein überaus
hohes  Maß  an  Regulierung  auf.  Einen  besonderen  Ausdruck  fand  die
schwierige Lage in einer Aussage des Bundesverfassungsgerichts von 1973,
niedrige Betreuungsrelationen zwischen Studierenden und Professoren an
Universitäten seien Ausdruck einer „unzulässigen Niveaupflege“. Zahlrei-
che Klagen unter anderem für den Zugang in zulassungsbeschränkte Fä-
cher verschärften die Bürokratisierung und Regulierung, so dass zum Bei-
spiel  Prüfungsordnungen weniger  der  Information der  Studierenden als
der Absicherung gegen Rechtsverfahren dienen.
2.2 Ziele der  Ho chs chulreform 2000
Auch wenn die in den 1990er-Jahren einsetzenden Änderungen im Hoch-
schulsystem keinem einheitlichen Konzept folgen, lassen sich implizit zu-
mindest  drei  Ziele  erkennen,  die  mit  ihnen erreicht  werden sollen:  eine
Steigerung  der  Leistungs-  und  Wettbewerbsfähigkeit  der  Hochschulen,  die
Verstärkung des Wettbewerbs und die Dezentralisierung ihrer Steuerungssyste-
me. Die Erweiterung sowie Stärkung der europäischen Gemeinschaft nach
1990 und die Globalisierung haben in der Gesellschaft das Bewusstsein
geweckt, wie wichtig die Hochschulen für die künftige Stellung eines Lan-
des sind. Damit sind ihre Anforderungen an die Hochschulen deutlich ge-
stiegen.
Von diesen werden nicht nur eine Steigerung der Effizienz zur bestmögli-
chen Nutzung der bereitgestellten Ressourcen und Finanzmittel verlangt.
Ihre Studiengänge sollen internationalen Ansprüchen genügen, so dass die
Absolventen gegenüber den wichtigsten anderen Ländern konkurrenzfähig
sind. In der Forschung sollen zumindest die besten Universitäten den An-
schluss  an  die  internationale  Spitzenforschung  halten.  Am  deutlichsten
sichtbar wurde dieser Anspruch, als nach Jahren eines kritischen Umgangs
mit dem Begriff  Leistungsorientierung ein sozialdemokratischer Bundes-
kanzler Anfang 2004 die Einrichtung einer „Elite“-Universität forderte. 
Statt  auf eine zentrale Regulierung wird zunehmend auf  Elemente des
Wettbewerbs gesetzt. Das zeigt sich unter anderem an den Bestrebungen zur
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Abschaffung des Hochschulrahmengesetzes und der zentralen Verteilung
von  Studienplätzen,  der  Einführung  von  Studiengebühren  beziehungs-
weise Studienbeiträgen und der Exzellenzinitiative. Es wird auch deutlich
an den vielfältigen Rankings von Hochschulen beziehungsweise deren Fä-
chern, wie sie seit Jahren nicht nur vom Centrum für Hochschulentwick-
lung (CHE), sondern auch von renommierten privatwirtschaftlichen Magazi-
nen ermittelt werden, was auf ihre Beachtung in der Gesellschaft hinweist. 
Dem entspricht eine zunehmende  Dezentralisierung und  Differenzierung
des  Hochschulsystems.  Eine  stärkere  Autonomisierung  der  Hochschulen
wird nicht nur von den Hochschulen, deren Präsidenten und Professoren
gefordert. Sie hat auch immer mehr Eingang in politische Forderungen und
Hochschulgesetze gefunden, wofür die Einrichtung von Hochschulräten und
die Übertragung des Berufungsrechts auf die Hochschulen sichtbare Beispie-
le bilden. Obwohl viele Hochschullehrer es kaum glauben wollen, stellt die
Autonomie auch für viele Ministerien und deren Beamte ein Reformziel dar.
Ein  wichtiges  Instrument  zur  Erreichung dieser  grundlegenden Ziele
wird im Rahmen der Hochschulreform 2000 in der Nutzung betriebswirt-
schaftlicher  Führungs-  und Steuerungsinstrumente gesehen.  Man erkannte,
dass eine Übertragung von Autonomie nur sinnvoll  ist,  wenn die Hoch-
schulen über die notwendigen Instrumente und Kenntnisse verfügen. Die
Abkehr von einer vielfach tief gehenden Steuerung durch Ministerien und
Parlamente setzt voraus, an Stelle der bisherigen Regulierungssysteme Ver-
fahren zur Koordination und Lenkung der Hochschulen einzuführen, da
diese  weiterhin  in  hohem Maße vom Staat  finanziert  werden.  Teilweise
wurde  dabei  von  Politikern  und  Ministerien  die  Auffassung  vertreten,
Hochschulen könnten umso mehr Autonomie erhalten, je mehr sie die öko-
nomischen  Instrumente  erwerbswirtschaftlicher  Unternehmungen  über-
nehmen. Der Glaube an deren Zweckmäßigkeit fand einen besonders extre-
men Ausdruck im Modellversuch eines SPD-geführten Bundeslandes, bei
dem drei  seiner  Hochschulen  die  Rechnungslegung  des  Handelsgesetz-
buchs (HGB) übernahmen, obwohl gleichzeitig die SPD-Bundesbildungs-
ministerin die Einführung von Studiengebühren verbieten wollte.
Die  Steuerung  der  Hochschulen  betrifft  vor  allem  zwei  Ebenen.  Zum
einen bezieht sie sich auf das Verhältnis zwischen den  Bundesländern und
den Hochschulen, von denen die ganz überwiegende Zahl staatlich ist und
die zu einem wesentlichen Teil vom Staat finanziert werden. Zum anderen
betrifft sie das Führungssystem innerhalb der einzelnen Hochschule. Grundlage
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für eine zielorientierte  und effiziente Steuerung sind auf  beiden Ebenen
aussagefähige Informationssysteme.  Diese  bilden die Grundlage für  den
Einsatz von Koordinations- und Steuerungskonzepten, wie sie insbesonde-
re im Controlling entwickelt  und analysiert  werden, sowie die Nutzung
spezifischer Führungsteilsysteme in den Hochschulen.
3 Steuerung des Hochschulsystems
3.1 Dezentral is ierung der  Steuerung
Da es in Deutschland relativ wenige Privathochschulen gibt, hat der Staat
nicht nur als Gesetzgeber, der das Bildungssystem zu regulieren hat, son-
dern auch als Eigentümer der meisten Hochschulen einen großen Einfluss
auf das Hochschulsystem. Eine Besonderheit  gegenüber anderen Staaten
besteht darin, dass die Kulturhoheit bei den 16 Bundesländern liegt. Daraus
entsteht ein Wettbewerb, wie er zum Beispiel im Hinblick auf die Reformie-
rung der Hochschulen durch neue Landesgesetze und in der Exzellenzini-
tiative sichtbar geworden ist. Ein grundsätzliches Merkmal der Hochschul-
reform 2000 liegt darin, dass man entsprechend Abbildung 3 von einer eher
zentralisierten zu einer stärker dezentralisierten Steuerung der Hochschu-
len mit marktwirtschaftlichen Elementen gelangen möchte.
Abbildung 3: Dimensionen von Steuerungssystemen
68 Hans-Ulrich Küpper
3 .2 Regelung des Studiensystems
In jedem Land hat der Gesetzgeber die Aufgabe, Regelungen für die grund-
sätzliche Struktur des Studiensystems vorzugeben. Die Hochschulgesetze
aller Bundesländer enthalten dementsprechend Vorschriften insbesondere
zu möglichen Studiengängen, den in ihnen abzulegenden Prüfungen und
staatlich anerkannten Abschlüssen. Das Bestreben, Kompetenzen der Mi-
nisterien abzugeben, zeigt sich in diesem Bereich vor allem in dem Über-
gang auf  ein  Akkreditierungssystem.  Bis  in  die  90er-Jahre  hinein  mussten
Prüfungs- und Studienordnungen nicht nur von den zuständigen Ministe-
rien genehmigt werden. Diese übernahmen darüber hinaus eine eingehen-
de Prüfung der von den Hochschulen ausgearbeiteten (und dort schon auf
ihre rechtliche Zulässigkeit geprüften) Ordnungen. Dabei orientierte man
sich an zum Beispiel an Allgemeinen Bestimmungen für Diplomprüfungs-
ordnungen und Rahmenprüfungsordnungen, wie sie für verschiedene Fä-
cher ausgearbeitet worden waren. Darin lag ein zentralisierendes Element,
das zu einer Vereinheitlichung des Studiums an den Universitäten bezie-
hungsweise Fachhochschulen beitrug. Die Übertragung der fachlichen Prü-
fung auf (unterschiedliche) Akkreditierungsagenturen, in denen auch Ver-
treter  der  Wirtschaft  und Gesellschaft  sitzen,  dürfte  zu einer  wesentlich
stärkeren Differenzierung der Studiengänge führen.  Zudem hat sich die
Prozess-Akkreditierung einzelner Studiengänge als sehr zeit- und kosten-
intensiv erwiesen. Deshalb besteht eine Tendenz, zu einer System-Akkredi-
tierung zu gelangen, in deren Mittelpunkt das Qualitätssicherungssystem
der Hochschule und nicht mehr der einzelne Studiengang steht. Wegen der
unterschiedlichen  Auffassungen auch  der  Bundesländer  ist  gegenwärtig
nicht klar ersichtlich, welche Form sich letztlich durchsetzen wird. 
Einen wesentlich größeren Einfluss auf das Studium hat der  Bologna-
Prozess. Auch wenn das Diplom in Deutschland – und zumindest teilweise
(zum Beispiel für Ingenieure) im Ausland – sowie bei vielen Politikern5 eine
hohe Anerkennung genoss, unterzeichnete der Vertreter der Bundesrepu-
blik 1999 die gemeinsame Erklärung der Europäischen Bildungsminister
zur Struktur des europäischen Hochschulraums in Bologna. Erst im darauf-
folgenden Jahrzehnt wurde deutlich, dass alle Bundesländer in den meis-
5 Beispielsweise bei dem (von 1986) bis 2003 für Bayern zuständigen Wissenschaftsminister Hans
Zehetmair.
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ten Studiengängen deshalb das Diplom aufgeben und auf ein gestuftes Sys-
tem mit Bachelor und Master übergehen (müssen).6 Dies führt in ihnen zu
einer  grundsätzlichen  Analyse  sowie  Neugestaltung  des  Studiums,  wo-
durch die Differenzierung des Studiensystems weiter zunehmen dürfte.
Deutliche Auswirkungen auf das Studiensystem hat die Abkehr von einer
zentralen Verteilung knapper Studienplätze. An die Stelle dieses zentralisti-
schen planwirtschaftlichen Systems tritt  in vielen Fächern eine dezentrale
Auswahl durch die einzelne Hochschule. Neben den in – inzwischen nicht
mehr bundeseinheitlichen, sondern länderspezifischen – Kapazitätsverord-
nungen festgelegten Regeln für die Auswahl von Studierenden in Studien-
gängen mit  einem NC können die  Hochschulen zudem Eignungsfeststel-
lungsverfahren7 einrichten. Damit gewinnt die  Auswahl der Studierenden für
jede Fakultät eine zentrale Bedeutung. Wie Erfahrungen im Ausland zeigen,
bildet dieser Zugang einen wichtigen Parameter für die Ausrichtung einer
Fakultät,  durch den die Differenzierung der Hochschulen gefördert wird.
Auf dessen Gewicht weisen schon die ersten Erfahrungen der Universitäten
hin. Wie Abbildung 4 dokumentiert, haben sich beispielsweise an den Uni-
versitäten München und Tübingen durch die dezentrale Auswahl verbunden
mit dem Übergang auf ein Bachelorstudium der Anteil an Studienanfängern
mit einem besseren Abiturnotenschnitt und die Leistungsergebnisse deutlich
erhöht. Attraktive Fakultäten und Hochschulen erhalten dadurch die Mög-
lichkeit, die für sie geeigneten Studierenden auszusuchen.
Diese Veränderung in der Verteilung der Studentenströme dürfte auch
durch die nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts8 möglich ge-
wordene und von mehreren Bundesländern eingeführten  Studiengebühren
verstärkt werden. Werden diese Mittel wie geplant zur Verbesserung der
Studienbedingungen genutzt, könnten derartige „Studienbeiträge“ die At-
traktivität sogar erhöhen. Um positive Wirkungen eines solchen Systems zu
nutzen,9 erscheint es jedoch notwendig, dass es einerseits zu einer (echten)
Differenzierung ihrer Höhe kommt und andererseits das Stipendiensystem
ausgeweitet wird, damit nicht soziale Faktoren die Studienplatzwahl (zu
stark) beeinflussen.
6 Vgl. Gensch/Schindler 2003; Kehm/Teichler 2005; Kehm/Teichler 2006; Witte 2006 a und b.
7 Vgl. z. B. Art. 44 des Bayrisches Hochschulgesetz (BayHSchG) 2006
8 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 26. Januar 2005.
9 Vgl. auch Küpper 2002 b.
70 Hans-Ulrich Küpper
Zulassung zum BWL-BA-Studium an der Universität München
Abiturnote 1,0‒1,5 1,0‒2,0 1,0‒2,5
Jahrgang 2005 10 % 33 % 65 %
Jahrgang 2006 16 % 70 % 90 %
Jahrgang 2007 21 % 84 % 88 %




Jahrgang 2003 43 % 24 % 3,1
Jahrgang 2004 46 % 21 % 3,2
Jahrgang 2005 58 % 20 % 2,8
Jahrgang 2006 77 % 12 % 2,7
Abbildung 4: Auswirkungen des Übergangs Auswahl der Studierenden und Bachelor
Damit die Hochschulen und die Studienbewerber diese für beide zentral
wichtige Entscheidung fundiert treffen können, müssen sie über die erfor-
derlichen Informationen verfügen. Deshalb wird die Bedeutung von Infor-
mationsinstrumenten eher zunehmen. Zusammen mit einer Vielzahl von
Einzeluntersuchungen lassen sich aus ihnen Erkenntnisse über relevante
Merkmale von Hochschulen und Fakultäten gewinnen. Während es schon
bisher eine Vielzahl von Informationen über das Studium gab, wird das
Defizit in Bezug auf den Weg nach dem Studium in Deutschland erst lang-
sam beseitigt. Zwar führt Hochschulinformations-System GmbH (HIS) seit
Langem bundesweite Absolventenstudien durch;10 diese erlauben jedoch kei-
ne Rückschlüsse auf die einzelnen Hochschulen. Dem wirken tiefer gehen-
de  Absolventenstudien  entgegen,  wie  sie  zunehmend  in  den  Bundes-
ländern  und  Hochschulen  vorgenommen  werden.  Das  2005  gestartete
Bayerische  Absolventenpanel  BAP11 erfasst  in  einer  Vollerhebung zuerst die
Studierenden in den wichtigsten Studiengängen an allen Bayerischen Uni-
versitäten und Fachhochschulen circa anderthalb Jahre nach ihrem Abschluss.
Die ersten beiden Erhebungen der Absolventenjahrgänge 2003/4 und 2005/6
wurden für ganz Bayern und für jede einzelne Hochschule ausgewertet.12 Das
Panel wird fünf und zehn Jahre nach dem Abschluss erneut befragt, um Infor-
10 Vgl. Minks/Briedis 2005; Kerst/Schramm 2008.
11 Vgl. Falk/Reimer/Hartwig 2007.
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mationen über die weitere berufliche Entwicklung zu erhalten. Die erste derar-
tige erneute Befragung ist für 2010 geplant.
3.3 Ver tei lung der  staatl ichen Ressourcen und Finanzmittel
An den staatlichen Hochschulen bildet die Verteilung der Ressourcen und
Finanzmittel ein wichtiges Instrument zur Steuerung der Hochschulen. Be-
sonders in diesem Bereich zeigt sich der Übergang auf stärker dezentrali-
sierte Koordinations- und Steuerungssysteme. Seit den ersten Schritten der
Hochschulreform 2000 werden Globalhaushalte für die einzelnen Hochschu-
len diskutiert und zunehmend umgesetzt.13 Damit erhalten diese eine eige-
ne finanzielle Autonomie. 
Gleichzeitig wurden verschiedene Verfahren zur Verteilung der Mittel
auf die Hochschulen diskutiert und in unterschiedlicher Weise in den Län-
dern umgesetzt. Dabei scheint sich die Gliederung in eine Grundversorgung,
einen  kennzahlenbasierten und  einen  verhandlungsbasierten Teil  herauszu-
schälen. Ersterer umfasst insbesondere die einer Hochschule zugewiesenen
Stellen oder orientiert sich an diesen. Der zweite Block wird mit  Bedarfs-
und Leistungsgrößen wie der Zahl an Studierenden und/oder Absolventen,
Promotionen und Habilitationen, eingeworbenen Drittmitteln, der Frauen-
quote, dem Anteil an Ausländern und Ähnlichem verknüpft. Von ihm sol-
len unmittelbar Leistungsanreize ausgehen. Als drittes, zunehmend wichti-
ges  Instrument  werden  Zielvereinbarungen  getroffen,  durch  welche  die
Hochschulen für einen Zeitraum Planungssicherheit erhalten sollen. In ih-
nen werden konkrete Ziele zum Beispiel  im Hinblick auf  Studiengänge,
Studentenzahlen, Innovationen und so weiter festgelegt. 
An dieser Entwicklung erkennt man, dass auch im Hochschulbereich
mit Verfahren der outputbezogenen Budgetierung sowie Kennzahlen- und
Zielsystemen neuere  Ansätze  des Controlling genutzt  werden.14 Die politi-
schen Ziele eines Bundeslandes und die Machtverhältnisse zwischen seinen
politisch relevanten Gruppen sowie zwischen Wissenschafts- und Finanz-
ministerium schlagen  sich  in  der  konkreten  Ausprägung  des  jeweiligen
12 Vgl. Falk/Reimer 2007; Reimer 2008; http://www.ihf.bayern.de/?BAP%3A_Das_Bayerische_Ab-
solventenpanel:Ergebnisse.
13 Vgl. Krasny/Ziegele 1997.
14 Vgl. hierzu Küpper 2008, S. 360 ff. und S. 389 ff.
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Verteilungssystems,  dem Gewicht der verschiedenen Parameter  und der
Präzision sowie Bindung der Zielvereinbarungen nieder. Erkennbar ist aber
durchweg, dass man auf ein wesentlich breiteres sowie stärker leistungs-
orientiertes  Instrumentarium übergeht,  als  es  die  weitgehende  Veranke-
rung in einem gegebenenfalls zweijährigen Landeshaushalt bedeutete.
In dem Zeitraum zwischen 2006 und 2020 sieht sich Deutschland erneut
mit einer Ausweitung der Studienbewerber konfrontiert. Die Prognosen be-
sagen, dass die Gesamtzahl der Studierenden bis circa 2014 um zwischen 20
und 30 Prozent zunehmen und bis zum Ende dieses Jahrzehnts auf dem
dann erreichten Niveau verbleiben wird. Dazu kommt, dass in einer Reihe
von Bundesländern wegen des Übergangs auf ein achtjähriges Gymnasium
in  einzelnen,  aber  unterschiedlichen  Jahren  zwei  Abiturjahrgänge  an  die
Hochschulen drängen. Um dem zu begegnen, hat die Bundesregierung zu-
erst für vier Jahre mit den Ländern einen „Hochschulpakt“  geschlossen, der
durch eigene Programme der einzelnen Länder ergänzt wird. So wird bei-
spielsweise in Bayern den Hochschulen für die Jahre 2008 bis 2013 eine zu-
sätzliche Milliarde Euro zur  Einrichtung von Personalstellen  und weitere
Mittel zur Schaffung der erforderlichen Raumkapazitäten bereitgestellt. Ver-
bunden mit  einem breiten Katalog von Einzelmaßnahmen  unter anderem
wie der vorgezogenen Wiederbesetzung von Professuren und der Gewinnung
von Seniorprofessoren sollen die Studienkapazitäten entsprechend ausgewei-
tet werden.
Während dieses Programm auf das Studium gerichtet ist, erhält die For-
schung Anreize durch das  Exzellenzprogramm.  Die Wirkungen des ersten
Programms dieser Art lassen erkennen, dass mit ihm der Wettbewerb zwi-
schen den Universitäten im Forschungsbereich beflügelt  wird.  Auch die
Auszeichnung  einzelner  „Eliteuniversitäten“  trägt  zur  Differenzierung
zwischen den Hochschulen bei.
4 Steuerung der  einzelnen Hochschulen
4.1 Ausbau des Führungssystems
In der Hochschulreform 2000 werden vielfältige Entscheidungsrechte an die
Hochschulen übertragen.  Dies  verlangt  auf  der  anderen Seite,  dass  diese
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über die notwendigen Kompetenzen und Instrumente verfügen. Während in
der Reform nach 1968 Organisationsfragen im Mittelpunkt standen, erstreckt
sich die Hochschulreform 2000 auf das gesamte Führungssystem.15 Entspre-
chend Abbildung 5 werden mit ihm über den Einsatz der Ressourcen und
Potenziale die Geschäftsprozesse einer Hochschule.16 gesteuert. Seine Kom-
ponenten sind Organisation und Personalführung, Planung und Kontrolle,
das Informations- sowie das koordinierende Controllingsystem.17
Abbildung 5: Strukturmodell von Hochschulen
15 Vgl. Küpper/Sinz 1998.
16 Vgl. Sinz 1998, S. 5; Küpper 2008, S. 518 f.
17 Vgl. Küpper 2008, S. 28 ff.
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4.2 Organisat ion und Personalführung
Zwar wird Organisationsfragen nicht dasselbe Gewicht wie in der Reform
nach 1968 beigemessen, dennoch spielen sie wieder eine Rolle. Verschiede-
ne neue Hochschulgesetze  der Bundesländer haben die  Macht  der  Hoch-
schulleitungen und ihrer Präsidenten sowie der Dekane deutlich gestärkt.18
Dahinter steht möglicherweise die Überlegung, dass in einem Bereich, in
dem die Freiheit von Forschung und Lehre grundgesetzlich gesichert ist,
Reformen  lediglich  von  starken  Führungsorganen  durchgesetzt  werden
können. Viele Hochschulen sehen es auch als erforderlich an, die Organisa-
tionsstrukturen zu straffen und gehen daher auf weniger und größere Fakul-
täten beziehungsweise Fachbereiche über. Auf der darunter liegenden Ebe-
ne wird häufig versucht, leistungsfähige Einrichtungen wie Departments
zu schaffen, welche über bisherige Lehrstuhlgrenzen hinausgehen. Zudem
gibt  es  Überlegungen  wie  in  dem  Konzept  „Wissenschaftsland  Bayern
2020“,19 hochschulübergreifende  Einheiten  zu  bilden.  Geht  man  diesen
Schritt weiter, so ist es denkbar, die in einem Raum ansässigen Forschungs-
und Lehreinheiten beispielsweise in Natur- oder Ingenieurwissenschaften,
Wirtschafts- und Rechts- oder Sozialwissenschaften und Ähnliches zu rela-
tiv  selbstständigen  Einheiten  zusammenzufassen,  über  welchen  die  Ge-
samtleitung in Form einer Holding organisiert wird.
Mit  der  Übertragung von Autonomie  auf  die  Hochschulen  und dem
Rückzug von Ministerien sowie Landesparlamenten aus der Detailsteue-
rung stellt sich das Problem, wie der Staat seine Funktion als Eigentümer
wahrnimmt. Eine Antwort darauf wurde insbesondere durch die Einrich-
tung von Hochschulräten gesucht, in die Vertreter aus Wissenschaft, Gesell-
schaft und Wirtschaft20 berufen werden. Inwieweit diese an die Stelle von
Ministerien und Parlamenten treten können, ist zumindest fraglich. Die In-
teressenwahrnehmung der  Gesellschaft  als  Eigentümerin  der  staatlichen
Hochschulen erscheint ein bisher noch nicht ausreichend analysiertes und
ungelöstes  Problem  im  Dezentralisierungsprozess  der  Hochschulreform
2000.  Ferner  wirft  das  Zusammenspiel  zwischen  hochschulinternen  und
18 Vgl. z. B. Art. 20, 21 und 28 Abs. 3 BayHSchG 2006.
19 Wissenschaftsland 2005.
20 Beispielsweise sind nach Art 26 BayHSchG 2006 neben des Vertretern des Senats „acht Persön-
lichkeiten aus Wissenschaft und Kultur sowie insbesondere Wirtschaft und beruflicher Praxis“
zu bestellen.
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hochschulexternen  Funktionsträgern  sowie  zwischen  Hochschulleitung,
Dekanen, Senat und Hochschulrat eine Reihe von Problemen auf.
Mit der Stärkung der Dekane verbindet sich die Frage, inwieweit auch
die Leitung dieser dezentralen Lehr- und Forschungseinheiten neben der Stell-
vertretung durch den Prodekan einer Verbreiterung bedarf. Dem wird teil-
weise durch ihre Erweiterung um Forschungsdekane und Leitern von (Stu-
denten- und/oder Prüfungs-)Serviceeinheiten begegnet. 
Ein  grundsätzliches  Problem  liegt  im  künftigen  Verhältnis  zwischen
Hierarchie und Kollegialität innerhalb der Fakultäten und darüber hinaus-
gehend der gesamten Hochschule. Durch die Freiheit von Forschung und
Lehre sowie die Kompetenz der Professoren in ihrem jeweiligen Fach wird
diese Frage anders als in Wirtschaftsunternehmungen zu lösen sein.
Die Wahrnehmung der gestiegenen Verantwortung erfordert eine stärkere
Professionalisierung der Führungspersonen auf den relevanten Ebenen.  Im
Hinblick auf die Personalführung stellt sich zudem die Frage, wie die wissen-
schaftlichen  Anreizsysteme  für  Professoren und  Mitarbeiter  auszubauen
sind.21 Die  mit  dem  Übergang  auf  die  „W-Besoldung“ vorgenommenen
Versuche, in die Belohnung der Professoren weitere Leistungskomponen-
ten einzubauen, erscheinen gegenüber der Wirkung des Berufungsmarktes
sekundär  und stellen  die  Hochschulen vor  Verteilungsprobleme,  welche
die Kollegialität belasten.
4.3 Planung und Kontrol le
Planung22 und Kontrolle waren an den Hochschulen und deren Fakultäten
nicht grundsätzlich unbekannt. Immer wieder wurden Struktur- und Ent-
wicklungspläne  verabschiedet,  in  denen man zum Beispiel  die  künftige
Ausrichtung der  Studiengänge und Professuren sowie gemeinsame For-
schungsfelder beschrieb. Deren Wirkungen blieben jedoch begrenzt.
Mit der Hochschulreform 2000 scheint dieses Führungsinstrument mehr
Bedeutung zu gewinnen. Man erkennt eher, dass auch Hochschulen strate-
gische Überlegungen anstellen müssen, wie es im Strukturmodell von Ab-
bildung 5 verankert ist. Diese Planungsebene spielt für sie eine besondere
Rolle, weil ein Großteil ihrer Entscheidungen zum Beispiel über Studien-
21 Vgl. Küpper 1997, S. 131 ff.; Hartmann 1998, S. 47 ff. und S. 87 ff.
22 Vgl. Küpper 1998 b.
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gänge, die Einrichtung und Besetzung von Fakultäten, Departments und
Professuren  sowie  Forschungsschwerpunkten  längerfristigen  Charakter
hat. Sie dienen der Schaffung von Ausbildungs- und Forschungspotenzialen. 
Die Exzellenzinitiative hat dazu beigetragen, dass Profilbildung als strate-
gische Aufgabe erkannt wurde. Aufbauend auf Stärken- und Schwächen-
analysen  können Hochschulen  und deren  Fakultäten  Strategien  dafür
erarbeiten, wie sie sich in Studium und Lehre, Forschung sowie in ihren
Serviceaktivitäten aufstellen. Die Notwendigkeit derartiger Überlegungen
ist durch den zunehmenden Wettbewerb zwischen den Hochschulen und
die Neuorientierung des Studiums im Übergang auf Bachelor- sowie kon-
sekutive,  nicht  konsekutive  und  exekutive  Masterstudiengänge  noch
deutlicher geworden. Dazu kommt die Nachwuchsförderung, in der die
Einrichtung  von  postgradualen  Forschungsstudiengängen,  Graduierten-
kollegs, der Übergang auf kumulierte Promotion sowie Habilitation und
Juniorprofessoren strategische Weichenstellungen darstellen.
Abbildung 6: Darstellung der strategischen Positionierung einer Hochschule
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Zur Untermauerung der  Entscheidungsfindung im strategischen Bereich
lassen sich betriebswirtschaftliche Planungs- und Kontrollinstrumente auf
Hochschulen übertragen. Dazu gehören SWOT-Analysen für die Herausar-
beitung interner Stärken und Schwächen sowie die Früherkennung exter-
ner Chancen und Gefahren. Die Darstellung, Beurteilung und Festlegung
von Strategien kann mit der  Portfolio-Analyse plastisch untermauert wer-
den. Für die gesamte Hochschule kann man auf diese Weise beispielsweise
entsprechend Abbildung 623 veranschaulichen, wo sie im Hinblick auf die
Theorie-  oder  Praxisorientierung  der  Ausbildung  und  die  Ausbildungs-
qualität sowie ihre Forschungsstandards steht.
Abbildung 7: Einordnung von Studiengängen und Fakultäten in ein Portfolio
23 Küpper 1998 b, S. 142.
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Das Portfolio-Instrumentarium lässt sich in vielfältiger Weise gestalten. So
kann man zum Beispiel wie in Abbildung 724 die (über Bewerberzahlen oder
Ähnliches gemessene) Attraktivität von Studiengängen und die (über Ran-
kings oder Ähnliches gemessene) Reputation der sie anbietenden Fakultä-
ten einander gegenüberstellen, in der die Größe der Kreise die Zahl der
Studienanfängerplätze, Studierenden oder Absolventen oder anderes wie-
dergeben kann. Die zweidimensionale Darstellung begrenzt zwar den Un-
tersuchungsgegenstand, führt aber zu einer Veranschaulichung als Grund-
lage der Analyse. Mit ihr lassen sich Vergleiche plastisch untermauern, die
Einbindung in Zusammenhänge und die Notwendigkeit zur strategischen
Abstimmung aufzeigen.
4.4 Informatio ns-  und Control l ingsysteme
Rationale Entscheidungen können nur auf der Basis ausreichender Informatio-
nen getroffen werden. Ein auffallendes Merkmal der sich vollziehenden Re-
form liegt darin, dass der lange bestehende Mangel an Informationen als Defi-
zit empfunden wurde und man intensiv um dessen Behebung bemüht ist. Wie
Abbildung 8 veranschaulicht, sollte eine Hochschule über leistungsfähige In-
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Abbildung 8: Ebenen für Informationssysteme in Hochschulen
24 Küpper 1998 b, S. 143.
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Große  Aufmerksamkeit  genießen  die  in  den  Fakultäten  angewandten
Evaluationssysteme für Lehrveranstaltungen, was sich auch in ihrer Veranke-
rung in Hochschulgesetzen25 niederschlägt. Eine Fakultät benötigt jedoch
wesentlich mehr Informationen, wenn sie im Wettbewerb eine gute Posi-
tion erreichen möchte. Abbildung 9 verdeutlicht, dass ein Fakultätsberichts-
system26 quantitative und qualitative Daten zu Lehre und Forschung liefern
sollte. Die Evaluation der einzelnen Lehrveranstaltung ist primär für den
jeweiligen Dozenten wertvoll und kann von diesem für Verbesserungen
genutzt werden. Demgegenüber hat sich gezeigt,  dass sich Probleme im
Lehr- und Prüfungsbetrieb vor allem durch eine umfassende Befragung der
Studierenden und Dozenten beziehungsweise durch Zufriedenheitsstudien27
in Erfahrung bringen lassen. Sie decken insbesondere Strukturprobleme in
den Studienbedingungen wie die Überschneidung von Lehrveranstaltun-
gen, das Ausfallen und die mangelnde inhaltliche Abstimmung von Lehr-
veranstaltungen und Ähnliches auf. Inzwischen erkennt man auch zuneh-
mend, welche Bedeutung die Evaluation der Forschung für eine Fakultät
und die Hochschule besitzt.
Abbildung 9: Komponenten eines Fakultätsberichtssystems
25 Vgl. z. B. Art. 30 Abs. 2 Nr. 2 BayHSchG 2006.
26 Vgl. Zboril 1998, S. 131 ff.
27 Vgl. Schwaiger 2003.
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Informationen in einer Hochschule zu Forschung, Studium und Lehre so-
wie Service werden von vielen Empfängern und für zahlreiche Zwecke be-
nötigt. Deshalb sind sie in Systeme einzustellen, die eine flexible Auswer-
tung ermöglichen. Hierzu bieten sich Data-Warehouse-Systeme an, in denen
die Daten der laufenden Anwendungssysteme zum Beispiel für die Studen-
ten- und Prüfungsverwaltung eingehen, die über längere Zeit hinweg ge-
speichert werden und dadurch Analysen über zeitliche Entwicklungen er-
möglichen.  So  wurde  in  Bayern  vor  über  einem  Jahrzehnt  speziell  für
Hochschulzwecke das Data-Warehouse-System CEUS,  das „Computer-
basierte Entscheidungs-Unterstützungssystem“,28 entwickelt. Mit seiner
in Abbildung 1029 skizzierten Struktur wird ein solches System in Bayern
vom Wissenschaftsministerium und den meisten Universitäten genutzt.
Abbildung 10: Komponenten des Data-Warehouse-Systems CEUS
28 Vgl. Sinz u. a. 1999; Sinz u. a. 2001.
29 Sinz u. a. 1999.
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Schon nach 1965 gab es intensive Bemühungen, deutsche Hochschulen mit
einer eigenständigen Kostenrechnung auszustatten.30 Die damaligen Modell-
versuche wurden letztlich nicht umgesetzt. Erst nach 1990 erkannte man
zunehmend,  dass  die  Hochschulen  ein  eigenes  leistungsfähiges  Rech-
nungswesen benötigen. Um ein möglichst einheitliches Vorgehen zu errei-
chen, gründeten die Kanzler aller deutschen Universitäten den Arbeitskreis
„Hochschulrechnungswesen“. Dieser erarbeitete das Konzept für eine Hoch-
schulrechnung31, dessen zentrale Elemente 1999 in einer „Greifswalder Er-
klärung“ der Vollversammlung aller Kanzler niedergelegt wurden.32 Darin
wird eine Trennung zwischen Grund- und Auswertungsrechnungen empfoh-
len, um deutlich zu erkennen, welche Größen prüfbare empirische Sachverhal-
te wiedergeben und welche auf zweckabhängigen Zurechnungen beruhen.
Im Kern sieht das Konzept ein  mehrteiliges Rechnungssystem vor. Zu
diesem gehören einerseits, wie aus Abbildung 11 ersichtlich, Finanz- sowie
Vermögensänderungsrechnung sowie die  Bilanz. Diese Komponenten er-
möglichen eine finanz-  und vermögensorientierte  Rechnungslegung und
entsprechen  dem externen  Rechnungswesen erwerbswirtschaftlicher  Un-
ternehmungen. Mehr als in diesen wird jedoch die Bedeutung der Finanz-
rechnung betont,  weil  Zahlungen die Basis aller monetären Rechnungen
bilden,  Hochschulen  aus  einem kameralistischen  Rechnungssystem  her-
kommen  und  häufig  darüber  noch  mit  dem  Landeshaushalt  verknüpft
sind. Ein zentraler Unterschied gegenüber dem Rechnungswesen erwerbs-
wirtschaftlicher Unternehmungen liegt darin, dass staatliche Hochschulen
keine Erlöse für auf Märkten verkaufte Leistungen erzielen.33 Deshalb fehlt
ihnen eine klare Erfolgsgröße, deren Erreichung im Rechnungswesen ge-
messen werden könnte. Aus diesem Grund können sie keine Gewinn- und
Verlustrechnung34 durchführen; an deren Stelle tritt im Konzept der Univer-
sitätskanzler die Vermögensänderungsrechnung, in welcher die Wertände-
rungen am Vermögen näherungsweise erfasst werden.
30 Vgl. Angermann/Blechschmidt 1972; Wibera 1972; Schweitzer/Hettich 1981.
31 Vgl. Arbeitskreis Hochschulrechnungswesen 1999; Weichselbaumer 1999.
32 Vgl. Kronthaler 1999.
33 Vgl. hierzu Küpper 2000; Küpper 2001; Krützfeld 2007, insbesondere S. 69.
34 Soweit Hochschulen dennoch (wie z. B. die Universität Heidelberg) Gewinn- und Verlustrechnungen
erstellen, sind diese weder für den Erfolg noch für die Einhaltung des Finanzrahmens aussagefähig
und insofern irreführend. Vgl. Krützfeld 2007, S. 70 ff. Die Verwendung eines Instruments zur Messung
einer Erfolgsgröße, die es überhaupt nicht gibt, dient eher der Verwirrung als der Information.
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Abbildung 11: Struktur einer ausgebauten Hochschulrechnung
Insbesondere durch die Entwicklungen in der Europäischen Union, die ab
2010 zur ausreichenden Finanzierung von Gemeinkosten bei ihren Dritt-
mittelprojekten Vollkostenkalkulationen35 verlangen will,  hat die Einrich-
tung von Kostenrechnungen36 hohe Aktualität gewonnen. Sie ist teilweise so-
gar  in den Hochschulgesetzen verankert.37 Dabei  erscheint  wichtig,  dass
man nicht nur die Kostenseite betrachtet, sondern in die Rechnung auch die
vielfältigen, nicht monetär bewerteten Leistungen von Hochschulen einge-
hen.  Dies  führt  zu einer  Periodenerfolgsrechnung,  wie  sie  entsprechend
dem Vorschlag des Arbeitskreises Hochschulrechnungswesen in Abbildung 12
skizziert ist.
Die Universitätskanzler haben auch erkannt, dass Hochschulen über In-
vestitionsplanungen verfügen müssten, weil der größte Teil ihrer Mittel auf
längere Sicht gebunden wird. Darüber hinaus sollte man die Entwicklung
von Rechnungen anstreben, welche das für Hochschulen besonders wichti-
ge Potenzial38 in Forschung und Lehre erfassen. In Österreich ist ein solcher
Versuch schon unternommen worden.39
Dann gelangt man zu den drei in Abbildung 11 wiedergegebenen kurz-,
mittel- und langfristigen Komponenten der erfolgsorientierten Rechnungs-
legung von Hochschulen.
35 Vgl. Küpper 2002 a; Embert/Stich/Götz 2007.
36 Vgl. Schweitzer/Küpper 2008, insbesondere S. 749 ff.
37 Vgl. z. B. § 89 Hess. Hochschulgesetz 1998.; Art. 5 Abs. 1 S. 6 BayHSchG 2006.
38 Vgl. auch Breid 1994; Kemmler 1990. 
39 Vgl. Titscher 2004. 
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Fakultät A Zentrale wissen-
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Abbildung 12: Konzept einer universitären Erfolgsübersicht
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Für die Koordination der Führungsteilsysteme einer Hochschule in ihrem
Controlling40 bieten sich grundsätzlich die gleichen Instrumente wie für die
Steuerung der Hochschulen eines Landes an. In vielen Hochschulen wurde
die früher übliche Fortschreibungsbudgetierung durch Verfahren der output-
bezogenen Budgetierung, eine kennzahlenbasierte Mittelverteilung und Zielverein-
barungen41 ersetzt. Einzelne Hochschulen nutzen dabei auch das Instrumenta-
rium der Balanced Scorecard, die man beispielsweise nach den in Abbildung 13
wiedergegebenen vier Dimensionen gliedern kann. Sie unterstützt die Ko-
ordination und Steuerung über Ziele42 und hilft, diese in Kennzahlen, Vor-
gaben und Maßnahmen umzusetzen.
Abbildung 13: Beispiel einer Balanced Scorecard für Hochschulen
40 Vgl. Küpper 1996; Küpper 2008, S. 518 ff.
41 Vgl. Weichselbaumer 2007.
42 Vgl. Küpper 2008, S. 416 ff.
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5 Perspektiven für  das Hochschulsystem
Die Analyse macht deutlich, dass in den vergangenen 15 Jahren viel Be-
wegung in die deutsche Hochschullandschaft gekommen ist. Im Anschluss
an die Integration der ehemaligen DDR-Hochschulen und einer Vielzahl
von Einzelmaßnahmen zur Verbesserung der Studienbedingungen musste
man nach 1995 „auf eine ‚strategische‘ Ebene übergehen […], [um] entwe-
der die Rahmenbedingungen in Bezug auf Studentenzahlen und Ressour-
cenausstattung deutlich zu verändern oder einschneidende Strukturrefor-
men durchzuführen“.43 Es blieb nur der zweite Weg. Von den damals ins
Auge gefassten Möglichkeiten „einer breiteren Einführung studienbeglei-
tender Prüfungssysteme („Credit Points“), […] Übertragung der Auswahlver-
fahren […]  auf  die  Universitäten […],  Einführung von Studiengebühren,
[…] Ausrichtung der Ressourcenzuteilung an Leistungskriterien, neue[n]
Organisationsformen  […]  mit  einer  Dezentralisierung  der  Kompetenzen
bei gleichzeitiger Stärkung der Leistungsorientierung und Verantwortlich-
keit“44 ist relativ viel auf den Weg gebracht worden. Das lässt es gerechtfer-
tigt erscheinen, von einer zweiten großen Hochschulreform in der Bun-
desrepublik Deutschland zu sprechen. Neben die hier schwerpunktmäßig
betrachteten Änderungen in der Steuerung der Hochschulen treten drama-
tische internationale Einflüsse auf die Struktur von Forschung und Lehre.
Zu diesen gehören neben dem in Europa vereinbarten Übergang auf ein
Bachelor- und Mastersystem insbesondere die Öffnung sowie Diskussion
um die Qualifizierungswege zum Universitätslehrer über Habilitation oder
Juniorprofessur,45 die Veränderung der Bewertungskriterien für Hochschul-
lehrer und Hochschulen mit der besonderen Betonung streng referierter in-
ternationaler Publikationen und das Gewicht der Drittmittelforschung.
Aus den Meinungsäußerungen in Politik und Gesellschaft gewinnt man
den Eindruck, die hohe Bedeutung der Ausbildung und der Forschung in
den  Hochschulen  für  die  künftige  Position  des  Landes  werde  erkannt.
Umso wichtiger ist es, welchen Weg sie künftig gehen. Es wäre schlimm,
wenn man den Hochschulen 20 Jahre nach der Reform wiederum mangelnde
43 Küpper in: Harnier u. a. 1998, S. 42.
44 Ebd.
45 Vgl. Berning/Harnier/Hofmann 2001 sowie Berning/Küpper 2001.
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Wettbewerbsfähigkeit  vorwerfen und daher  zentrale  Komponenten auch
dieser Reform aufheben müsste.
Die  sich  jetzt  vollziehende  Hochschulreform 2000  stellt  das  deutsche
Hochschulsystem vor eine grundsätzliche Frage. Sie hatte einen Ausgangs-
punkt  in  der  Verbesserung des  Führungssystems  und der  Nutzung be-
triebswirtschaftlicher Instrumente zur Effizienzsteigerung. Dabei zeigt sich
die Gefahr, dass man die aus der Wirtschaft abgeleiteten Instrumente – wie
zum Beispiel die Bilanzierung – zu wenig an die Bedingungen der Hoch-
schulen anpasst. Hochschulen, insbesondere staatliche, sind keine erwerbs-
wirtschaftlichen Unternehmungen.  Die  deutschen Hochschulen kommen
aus einer mit dem Namen Humboldt verbundenen Tradition der Verbin-
dung von Forschung und Lehre. Es erscheint nicht zweckmäßig, diese Aus-
richtung völlig aufzugeben.  Eine „Ökonomisierung“ und „Amerikanisie-
rung“ dürfte nicht der richtige Weg sein. Vielmehr sind die aus Ökonomie
und  Internationalisierung  kommenden  Impulse  im  zweckmäßigen  Maß
aufzunehmen und an die, von einer langen Tradition mit eindrücklichen
Leistungen geprägten Bedingungen der Hochschulen unseres Landes an-
zupassen.
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